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Zunächst ist es erforderlich, sich einen 

Überblick über die genaue Höhe der 

offenen Beträge zu verschaffen, wo-

bei insbesondere bei Lastschriften die 

Retouren zu beachten sind. Geltend 

gemacht können selbstverständlich 

nur bereits fällige Beiträge. Die Be-

sonderheit bei Mitgliedsbeiträgen 

ist, dass in der Regel ein konkreter 

bestimmbarer Zahlungstermin bereits 

im Vertrag enthalten ist, sodass es 

entgegen landläufiger Meinung kei-

ner separaten Mahnung bedarf, um 

das Mitglied in Verzug zu setzen. Der 

Verzug ist insoweit wichtig, als davon 

z. B. die Entstehung der Verzugszin-

sen oder auch die Erstattung von An-

waltskosten abhängt, die als Verzugs-

schaden verlangt werden können. Per 

Gesetz können im Falle des Verzuges 

gegenüber dem Mitglied Verzugszin-

sen geltend gemacht werden. Diese 

betragen 5 %-Punkte über dem je-

weiligen Basiszinssatz, da es sich bei 

dem Mitglied um einen Verbraucher 

handelt. Der Basiszinssatz wird jeweils 

zum 1. Januar und 1. Juli eines Jahres 

von der Deutschen Bundesbank ange- 

passt und beträgt seit dem 1. Januar 

2015 unverändert -0,83 %. Daher 

können derzeit Verzugszinsen in Höhe 

von 4,17 %-Punkten jährlich geltend 

gemacht werden.

Bevor weitere – möglicherweise Kos-

ten auslösende – Schritte eingeleitet 

werden, ist es immer ratsam, das Ge-

spräch mit dem Mitglied zu suchen. 

Vielleicht stellt sich dabei heraus, dass 

das Mitglied die Zahlung einfach ver-

gessen hat oder durch Urlaub oder 

Krankheit an der Überweisung ge- 

hindert war. Anders liegt der Fall na-

türlich, wenn das Mitglied aufgrund 

einer außerordentlichen Kündigung 

(die allerdings z. B. unbegründet war) 

seinerseits irrtümlich davon ausgeht, 

das Vertragsverhältnis sei beendet und 

es bestehe keine Zahlungsverpflich-

tung mehr. In diesem Fall erfolgt in der 

Regel ein Schriftwechsel, in dessen Zu-

sammenhang das Mitglied darauf hin-

gewiesen wird, dass die außerordentli-

che Kündigung mangels Vorlage eines 

wichtigen Grundes unwirksam ist und 

zur Zahlung der weiteren Beiträge bis 

zur fristgemäßen Beendigung des Ver-

trages aufgefordert wird. Dann hilft 

meist ein persönliches Gespräch nicht 

mehr weiter und es gilt, den Zahlungs-

anspruch konsequent, zügig und be-

stimmt weiter zu verfolgen.

Da in der Regel bestimmbare Zah-

lungstermine vereinbart wurden, be-

darf es zwar keiner formellen Mah-

nung und es könnte direkt ein Anwalt 

oder Inkassounternehmen beauftragt 

werden. Nicht wenige Kunden gehen 

aber irrtümlich davon aus, dass immer 

Regelmäßig stellt sich für den Studiobetreiber die Frage, wie offene Mitgliedsbeiträ-
ge mit Erfolg eingefordert werden können. Dabei hängt die Vorgehensweise auch 
entscheidend davon ab, aus welchem Grund das Mitglied die Zahlung unterlässt.
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erst eine Mahnung versandt wird, bevor 

ein Anwalt oder Gericht eingeschaltet 

wird und zahlen nach Erhalt einer Mah-

nung auch tatsächlich, so dass im Einzel-

fall empfohlen werden muss, ein deut-

lich als Mahnung ersichtliches Schreiben 

abzuschicken, in dem insbesondere für 

den Fall, dass nicht gezahlt wird, die 

gerichtliche Geltendmachung des An-

spruchs angekündigt werden sollte.

Manchmal tritt auch der Fall ein, dass 

der Zahlungspflichtige als Reaktion auf 

die Mahnung einen Scheck über einen 

niedrigeren Betrag übersendet mit dem 

Hinweis, dass der Scheck nur bei Annah-

me eines Vergleichsangebots eingelöst 

werden darf. Hier ist Vorsicht geboten: 

Wenn der Scheck dann kommentarlos 

eingelöst wird, sehen die Gerichte darin 

die Annahme des Vergleichsangebotes 

über den i. d. R. deutlich niedrigeren 

Scheckbetrag und der Restbetrag kann 

nicht weiter geltend gemacht werden.

Ein weiterer Fallstrick kann dadurch 

entstehen, dass trotz Widerruf des ein-

mal erteilten SEPA-Lastschriftmandats 

einfach weiter versucht wird, über die 

ursprünglich erteilte aber mittlerweile 

widerrufene Einzugsermächtigung die 

Beiträge gegenüber dem Kreditinsti-

tut dennoch weiter einzufordern. Dazu 

muss eindringlich gesagt werden, dass 

der Studiobetreiber im Falle eines Wider-

rufs hierzu nicht mehr berechtigt ist und 

dafür Sorge zu tragen hat, dass auch 

seine Mitarbeiter, die mit dem Forde-

rungsmanagement befasst sind, sofort 

dazu übergehen, das Mitglied zur Über-

weisung bzw. Barzahlung aufzufordern.

Wenn Gespräch und Mahnung nicht 

zum Ziel führen, stehen alternativ die Ein-

schaltung eines Anwalts oder Inkassoun-

ternehmens oder die Einleitung eines 

gerichtlichen Mahnverfahrens zur Verfü-

gung. Welcher der Wege zu beschreiten 

ist, hängt vom Einzelfall und nicht zuletzt 

davon ab, aus welchem Grund die Zah-

lung unterblieb. Hat das Mitglied ein-

fach Zahlungsschwierigkeiten, wendet 

sich aber inhaltlich nicht gegen den An-

spruch, ist die Chance groß, dass es nach 

Einschaltung eines Inkassounternehmens 

zahlt oder auch keine Einwendungen ge-

gen einen Mahnbescheid erhebt.

Das gerichtliche Mahnverfahren stellt 

eine relativ kostengünstige und schnel-

le Verfahrensart dar. Die Bundesländer 

haben die Mahnsachen auf 12 zentrale 

Mahngerichte konzentriert, die für ein-

zelne (im Einzelfall auch für mehrere) 

Bundesländer zuständig sind; so ist z. B. 

das Amtsgericht Uelzen für alle Mahn-

sachen in Niedersachsen und das Amts-

gericht Stuttgart für alle Mahnsachen 

in Baden-Württemberg zuständig. Der 

Mahnantrag kann als online-Mahnan-

trag über die Seite www.mahngerichte.

de gestellt werden oder es wird ein im 

Bürofachhandel käuflich zu erwerben-

der Vordruck verwandt. Für die Beantra-

gung bedarf es bei einfach gelagerten 

Fällen keiner Beauftragung eines An-

walts, zumal Hinweise zum Ausfüllen 

hinterlegt sind. Sollte der Antragsgeg-

ner allerdings Widerspruch einlegen, 

muss der Anspruch u. a. in Form einer 

Klageschrift begründet werden, wofür 

üblicherweise die Heranziehung eines 

Anwalts ratsam ist. Wird kein Wider-

spruch erhoben, muss mit einem vom 

Amtsgericht übersandten Formular der 

Vollstreckungsbescheid beantragt wer-

den. Dieser wird rechtskräftig, sofern 

kein Einspruch erhoben wird und ist 

ebenso ein Vollstreckungstitel wie z. B. 

ein Urteil und befähigt zur Zwangsvoll-

streckung oder auch Kontopfändung.

Wenn aber von vornherein unterschied-

liche Auffassungen über das Bestehen 

oder Nichtbestehen des Zahlungsan-

spruchs vorliegen, ist es ratsam, einen 

Rechtsanwalt zu konsultieren. Mitglie-

der des DSSV haben darüber hinaus im 

Rahmen ihrer Mitgliedschaft die Mög-

lichkeit, eine kostenlose rechtliche Erst-

beratung mit Einschätzung der Rechts-

lage durch den DSSV zu erhalten.

Andrea Elbl

Ab sofort verstärkt Juristin Andrea Elbl auf Grund der gestie-
genen Mitglieder-Nachfrage nach rechtlichen Einschätzun-
gen die Geschäftsstelle des DSSV in Hamburg. Dabei steht 
sie drei Tage in der Woche für alle rechtlichen Belange zur 
Verfügung, die bei Ihrer täglichen Arbeit in Ihrer Fitness-An-
lage auftreten.

Lassen Sie sich kostenlos beraten und sichern Sie sich recht-
lich einwandfrei ab – ein Anruf oder ein Besuch in der Ge-
schäftsstelle genügt.


